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Welcher westdeutsche 
Politiker bezeichnete 
das politische Ziel der 
Wiedervereinigung 
noch im Herbst 1989 
als „reaktionär und 
hochgradig gefährlich"? 

INHALT 

Aufbau Ost - das muss 
Herzenssache sein 

^r die Menschen und ih- 
e Sorgen hat er nur wenig 
erständnis." 

h 
D'esen Eindruck hat Ger- 

s
ard Schröder auch am Ende 

£lner Reise durch die neuen 
Sc

Undes|änder nicht auslö- 
sen können. Die Bilanz sei- 
er politik für den Aufbau 

Ost, seitdem er in Berlin die 
Regierungsgeschäfte führt, ist 
bereits bei Reiseantritt ne- 
gativ: Wirtschaftswachstum 
bleibt zurück, Arbeitslosig- 
keit steigt, Abwanderung 
nimmt zu, Kürzungen im 
Bundeshaushalt. Weitere Ne- 
gativpunkte: Seite 3/4.     UD 

SCHRöDERS 

SOMMERREISE 

Günter Nooke: 
Der Bundeskanzler 

erpresst die 
neuen Länder 

SEITE 5 

DOKUMENTATION 

Wir sind ein Volk. 
Materialien zum 

10. Jahrestag 
der deutschen Einheit 

INNENTEIL 



1 SEITE   2 

AUFGELESEN:   SEITE  20/21 

DEUTSCHE EINHEIT: 

GLüCK UND NEID 

UMTS-MILLIARDEN: 

GOLDMINE GEERBT 

EURO: 

WäHRUNGSSTABILITäT 

FüR SCHRöDER 

EIN FREMDWORT 

SCHULFACH WIRTSCHAFT: 

RICHTIGE VORBEREITUNG 

AUFS LEBEN 

VERFAHRENSEINSTELLUNG: 

ÜBEREIFER PARTEITREUER 

STAATSDIENER 
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Es kommt nicht oft vor, 
dass die Kommentar- 

Auszüge, die wir unter 
„Aufgelesen" für Sie ma- 
chen, über das Einzelthe- 
ma hinaus, zu dem sie 
gehören, auch untereinan- 
der in Beziehung treten. 
Deshalb diesmal ein sonst 
unüblicher Hinweis: 

• Gleich am Anfang 
zweimal „Glück" - für 
Helmut Kohl im Jahr des 
Mauerfalls und jetzt für 
Bundesfinanzmister Hans 
Eichel. Mit dem großen 
Unterschied allerdings, 
dass 1989 einer beherzt ei- 
ne Riesen-Chance ergrif- 
fen hat und mit den UM- 
TS-Milliarden jemandem 
etwas in den Schoß ge- 
fallen ist, dessen Voraus- 
setzung erals Ministerprä- 
sident in Hessen unbe- 
dingt hatte verhindern 
wollen. 

• Plus und Minus liegen 
beim nächsten Beispiel 
kaum weniger weit auein- 
ander:   glänzender  Start 

des Euro am 1. Januar 
1999. Nur 20 Monate spä- 
ter hat er ein Viertel seines 
Werts verloren. Rot-Grün 
nimmt gleich nach der 
letzten Bundestagswahl 
wichtige Reformen ohne 
Not zurück und erschüt- 
tert das Fundament für 
Stabilität, auch Stabilität 
der Währung. 

• Schließlich Vorberei- 
tung auf das Leben. Wirt- 
schaft zum Schul fach ma- 
chen, fälltdergrößten Kul- 
tusbehörde bei uns schwer, 
obwohl Wirtschaft der 
Motor ist. Sachzwänge 
werden ins Feld geführt, 
wo entschieden werden 
müsste. Obwohl junge 
Menschen bei „Politikern 
und Parteien, Eltern und 
Schulen", wie die „Welt" 
schreibt, oft „nur unzurei- 
chend" bedient werden, 
finden viele von ihnen sel- 
ber, was sie haben wollen- 
Die zwei Millionen Ju- 
gendlichen haben das am 
15. Weltjugendtag in Rom 
bewiesen. 
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SCHRöDERS  SOMMERREISE 

MANFRED   KOLBE: 

Schröders Halbzeitbilanz 
Aufbau Ost mangelhaft 

CDU-Landesgruppe 
Sachsen der 

Bundestagsfraktion 
zieht Bilanz 

^hefsache sollte der Auf- 
£au  Ost  unter  Bundes- 
kanzler   Schröder   1998 
Werden. Das Gegenteil ist 
j>ach zwei Jahren der Fall: 
. er Aufbau Ost stagniert, 
Ja teilweise werden die Un- 
erschiede  zwischen  Ost 

und West wieder größer 
nd   die   innere   Einheit 
eutschlands rückt in wei- 

* Ferne. Der Aufbau Ost 
ar nicht Chefsache, son- 
ern nur Nebensache, 

anlässlich des Starts ei- 
r "Sommerreise" von Bun- 

d
eskanzler Gerhard Schrö- 

d
er durch die östlichen Län- 

arn 21. August im sächsi- 

CDJ
11
 

VoStland legt die 
Se 

Landesgruppe Sach- 

ej
nini Deutschen Bundestag 

l"e ;> I O-Punkte-Negativbf- 
J8* der Aufbau-Ost-Poli- 
i Gerhard Schröders vor. 

/"desgruppenvorsitzender 
ke

anfred Kolbe: „Alle Politi- 

hjd
lln 0sten müssen Ger- 

das- Schröder klarmachen, 
Serden Aufbau Ost nicht 

weiter nur als Nebensache 
mit links betreiben darf, 
sonst riskiert Deutschland, 
ein auf Dauer sozial und wirt- 
schaftlich geteilte Land zu 
werden. Der Aufbau Ost 
muss endlich wieder Chefsa- 
che werden." 

Die 10 Punkte-Negativ- 
bilanz im Einzelnen 

• Wirtschaftswachstum 
bleibt zurück 

Seit Bundeskanzler Schröder 
regiert, wächst die Wirtschaft 

im Osten - nach vielen Auf- 
holjahren - wieder langsamer 
als im Westen: 1998 nur 
+2,1% gegenüber +2,9%, 
1999 nur +1,2% gegenüber 
+ 1,4% und dieses Jahr vor- 
aussichtlich nur +2,2% ge- 
genüber +2,8%. Der wirt- 
schaftliche Abstand zwischen 
West und Ost ist unter Ger- 
hard Schröder wieder größer 
geworden. 

• Arbeitslosigkeit steigt 
Während die Arbeitslosigkeit 
im Westen erfreulicherweise 
zurückgeht, steigt sie im Osten 

Der Aufbau Ost muss 
Herzenssache sein 

Die Reise ist reines Kal- 
kül. Schröder hat sich jahre- 
lang nicht um die Entwick- 
lung in den neuen Bundes- 
ländern gekümmert. Er hat 
wichtige Infrastrukturpro- 
jekte verhindert oder ge- 
stoppt. Die Sozialdemokra- 
ten versuchen jetzt, ge- 
schichtswidrig für sich ein 
Stück deutsche Einheit zu re- 
klamieren. Ich weiß, dass 
sich auch Sozialdemokraten 

für die Einheit stark gemacht 
haben. Aber ich weiß auch, 
dass Schröder gegen den Ve- 
trag über die Wirtschafts- 
und Währungsunion ge- 
stimmt hat. Was noch ent- 
sc /leidender ist: Schröder be- 

trachtet den Aufbau Ost nicht 
als eine Herzensangelegen- 
heit, sondern als Machtsi- 
cherung. Für die Menschen 
und ihre Sorgen hat er nur 
wenig Verständnis. 
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'SCHRöDERS SOMMERREISE 

an: 1999 um 37.000 auf 1.467 
Mio. zu Jahresanfang 2000. 
Im Juli 2000 beträgt die Ar- 
beitslosenquote im Osten 
17,0% gegenüber 7,5% im 
Westen, also mittlerweile 
knapp das zweieinhalbfache. 

• Abwanderung nimmt zu 
Die ungleiche Entwicklung in 
Deutschland verstärkt die 
Abwanderung von Fachkräf- 
ten aus dem Osten. 1999 ha- 
ben insgesamt 195.530 Ein- 
wohner die östlichen Länder 
verlassen, das sind ca. 13.000 
mehr als 1998. Dieser Trend 
verstärkt sich. 

• Kürzungen im Bundes- 
haushalt 

Die Aufbaumittel Ost im Bun- 
deshaushalt gehen weiter 
zurück, zum Beispiel die Wirt- 
schaftsfördermittel „Verbes- 
serung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" von 2,923 
Milliarden DM in 1998 auf nur 
noch 2,0 Milliarden DM Bar- 
mittel im Bundeshaushalt 
2001. 

• Stopp bei Verkehrs- 
projekten 

Wichtige Verkehrsprojekte 
im Osten wie die ICE-Neu- 
baustrecke durch Mittel- 
deutschland oder die Süd- 
raum-Autobahn Leipzig 
wurden gestoppt. Der neue 
Leipziger Interkontinental- 
flughafen bleibt bis auf wei- 
teres ohne ICE-Anschluss. 

tu 
Manfred Kolbe 

m Keine Standortpolitik 
für den Osten 

Die rot-grüne Bundesregie- 
rung hat seit 1998 weder öf- 
fentliche Einrichtungen im 
Osten angesiedelt noch nen- 
nenswerte private Investi- 
tionen gefördert. Im Gegen- 
teil hat Bundeskanzler 
Schröder dafür gesorgt, dass 
Rostock als Montagestand- 
ort für den neuen Airbus 
A3XX außen vor bleibt. 

• Steuerreform gegen 
den Mittelstand 

Die rot-grüne „Steuerre- 
form" begünstigt mit einem 
Körperschaftssteuersatz 
von nur noch 25% große Ak- 
tiengesellschaften, die im 
Osten kaum ansässig sind. 
Mittelständler dagegen zah- 
len 2001 bis zu 48,5% Ein- 
kommensteuer. Hinzu kom- 
men noch drei weitere Stu- 
fen der Ökosteuer, die den 
dünner besiedelten Osten 
und insbesondere die Pend- 
ler besonders hart treffen. 

• Keine Vermögens- 
politik 

Das Vermögen pro Haushalt 
liegt im Osten derzeit bei ei- 
nem Drittel des Westni- 
veaus. Natürlich ist dies eine 
Folge von 40 Jahren DDR- 
aber seitens der rot-grünen 
Bundesregierung gibt es 
auch keinerlei Vermögens- 
politik, um zumindest eine 
langfristige Angleichung if 
Gang zu setzen. 

• Rentenangleichung 
Ost/West gestoppt 

Durch die Orientierung der 
Rentenerhöhungen an der 
Inflationsrate hat Schröder 
die Rentenangleichung Ost/ 
West gestoppt. Die Renten 
steigen jetzt in Deutschland 
gleichmäßig, so dass die Ost- 
Renten dauerhaft bei 87% 
der West-Eckrenten zu blei' 
ben drohen. 

• Zweiter Arbeitsmarkt 
Am 2. Arbeitsmarkt hat R°1' 
Grün massiv gekürzt. I'11 

Bundeshaushalt 2000 gi«»' 
gen die Sachkostenzuschüs- 
se um 500 Mio. DM auf nur 
noch 100 Mio. DM zurück- 
so dass viele kleinere Trägef 

im Osten in Schwierigkeiten 
geraten sind. Ab 1. Januar 
2001 sollen die ABM-Trä' 
ger im Osten auch 25% def 

Personalkosten selber tra- 
gen müssen, wozu die me' 
sten nicht in der Lage seie> 
dürften. & 
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GüNTER   NOOKE: 

Der Bundeskanzler erpresst 
die neuen Länder 

**s kam so, wie es leider 
nicht anders zu erwarten 
!jar-  Kanzler Schröders 
r°ur durch den Gsten 

!ul"*t an den wirklichen 
•ablernen in den neuen 

Ländern vorbei. 
Es sollte ihm zu denken 

geben, dass auch ostdeutsche 

werde es nach Schröders 
Auffassung nur geben, wenn 
diese zu seiner Politik anson- 
sten den Mund hielten. 

Die Solidarität mit den 
neuen Ländern ist aber eine 
nationale Aufgabe, die nicht 
mit politischen Erpressungs- 
versuchen   gelingen   kann. 

JlEFEs MISSTRAUEN. Die Euphorie über den Kanzler- 
Gesuch hält sich in Grenzen. Denn im Unterschied zu 
den Wessis sitzt bei den Ostdeutschen das Misstrauen 
gegenüber solchen Visiten tief. Kulisse für staatsmän- 
n'sche Auftritte waren sie früher oft genug. Hinzu 
tommt: Beide Seiten sind sich immer noch fremd. Zu 
^hr erinnert man sich daran, dass Schröder bis 
iysg/cx) nicht zu den Verteidigern der Wiedervereini- 
gung gehörte. Auch reist er nicht aus Zuneigung, son- 
dern aus Machterhalt. 

^-Bürgermeister harsche 
..,nt,k an seinem Tour-Plan 
üben. 

Wie wenig dem Kanzler 
le tatsächlichen Probleme 
s Ostens am Herzen liegen, 

e^§1 u.a. die Tatsache, dass 
Jemen seinerersten Auftrit- 

c,Zu einer unmissverständli- 
en Erpressung benutzt hat. 

r hüpfte die Verhandlun- 
gen über den Solidarpakt II 

oj*ran, dass die neuen Länder 
°e Widerstand der Renten- 

rit;
0rm. zust'mmen. Solida- 
dt "lit den neuen Ländern 

Die Welt 

Hier sollten die Länder, un- 
abhängig davon, welche Par- 
tei dort regiert, zusammen- 
stehen. 

LAUMANN: 
RENTENKONSENS 

GEFÄHRDET 

Endlich besucht der Bun- 
deskanzler auch mal die Men- 
schen in den neuen Bundes- 
ländern. Dies ist zwar 
grundsätzlich zu begrüßen, 
aber es ist auch dringend über- 
fällig. Doch dass er die finan- 
zielle Hilfe für die Menschen 
in den neuen Bundesländern 
von der Zustimmung zu sei- 
nen Rentenplänen abhängig 
macht, ist unglaublich. Das ist 
ein übler Erpressungsversuch 
der Bundesregierung. Doch 
eins muss klar sein: Die Union 
lässt sich in der Rentenfrage 
nicht erpressen. Mit solchen 
Erpressungsversuchen stellt 
Bundeskanzler Schröder den 
Rentenkonsens in Frage. 

PFUCHTTERMINE. Jetzt von der Wiedervereinigung zu 
sprechen, ist reaktionär und hochgradig gefährlich." Das 
Zitat ist vom 27. September 1989. Es stammt vom Op- 
positionsführer im niedersächsischen Landtag. Heute ist 
er Bundeskanzler. Eine Herzenssache war der Osten für 
Schröder weder vor noch nach 1989. Seine Reisen wa- 
ren bislang Pflichttermine. Wenn er über seine wichtig- 
sten Aufgaben redet, kommt das Stichwort Aufbau Ost 
nicht vor. Die Wahlen vor einem Jahr in Sachsen, Thürin- 
gen und Brandenburg brachten für seine Partei verhee- 
rende Ergebnisse. Sächsische Zeitung 
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1 IM    EUROPÄISCHEN    VERGLEICH 

WISO-STUDIE 

Deutschland bei den Sozialausgaben 
nicht mehr Spitze 

Deutschland hat seinen 
Spitzenplatz bei den Sozi- 
alausgaben im europäi- 
schen Vergleich verloren. 

In Dänemark, Frankreich, 
in den Niederlanden und in 
Schweden liegt inzwischen 
die Sozialausgabenquote 
höher als in Deutschland. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine 
Studie des Instituts für Wirt- 
schaft und Soziales (WISO). 
Allerdings ist eine Tendenz 
zur Angleichung der früher 
sehr unterschiedlichen Sozi- 
alsysteme in Europa fest- 
stellbar, zog der Mitautor 
der Studie, Ulf Fink, in Ber- 
lin Bilanz. 

Im Zuge der wirtschaftli- 
chen Entwicklung erhöhten 
sich die Sozialabgabenquo- 
ten im EU-Durchschnitt von 
17 Prozent 1970 auf 28,7 
Prozent 1996. Für Deutsch- 
land wurde ein Wert von zu- 
letzt 30,5 Prozent ermittelt. 
Dies bedeutet: Fast jede drit- 
te verdiente Mark wird im 
Sozialbereich ausgegeben. 

Laut Fink hat die Untersu- 
chung die Vermutung wider- 
legt, dass die Höhe der Lohn- 
nebenkosten die wirtschaft- 
liche Entwicklung direkt 
beeinflusst. So trugen die Ar- 
beitseber in Dänemark 1996 

nur 5,2 Prozent, in Spanien 
dagegen 41,8 Prozent zu den 
Einnahmen der Sozialkassen 
bei, „ohne dass etwa die wirt- 
schaftliche Entwicklung Dä- 
nemarks besser verlaufen wä- 
re als die Spaniens". 

Ähnlich verhalte es sich 
mit der Aufteilung der Sozi- 

albeiträge zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern- 
Fink folgert daraus, „dass 
die Lohnnebenkosten bei 
der Lohnentwicklung selbst 
berücksichtigt werden, so 
dass ein zusätzlicher ökono- 
mischer Effekt davon nicht 

ausgeht". 

LADENSCHLUSS 

Ruprecht Polenz: 
Auf dem richten Weg 

Zur Debatte um die Aus- 
weitung der Ladenöff- 
nungszeiten erklärte Ge- 
neralsekretär Ruprecht 
Polenz: 

Den parteiübergreifen- 
den Kompromiss der Wirt- 
schaftsminister der Länder 
zur Änderung des Laden- 
schlussgesetzes, nach der die 
Geschäfte montags bis frei- 
tags bis 22.00 Uhr und sams- 
tags bis 20.00 Uhr öffnen 
dürfen, begrüße ich aus- 
drücklich. Dies ist ein weite- 
rer Schritt auf dem richtigen 
Weg, den Wunsch vieler 
Bürgerinnen und Bürger 
nach längeren Öffnungszei- 
ten zu erfüllen. 

Spätestens seitdem 
Tankstellen, Bahnhöfe und 
Flughäfen zu regelrechten 
Supermärkten expandie- 
ren, in denen Kunden 24 

Stunden am Tag einkaufen 
können und dafür auch be- 
reit sind, erhöhte Preise zu 

bezahlen, wissen wir: Es ist 
illusorisch, die Laden- 
schlussbestimmungen ,n 

der bestehenden Form bei- 
zubehalten. 

Von einer weitere'1 

Flexibilisierung muss abef 

der Sonntag ausgenommen 

werden. Sonn- und Feie1"' 
tage müssen auch weiter 
hin grundsätzlich arbeit 
frei sein. 

6 • UID 25/2000 



HAUSHALT1 

DIETRICH  AUSTERMANN: 

Stimmenkauf im Bundesrat bei der 
Steuerreform belastet Bundeshaushalt 

^u neuesten Agenturmel- 
jtongen erklärte der haus- 
ha,tspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
ta8sfraktion, Dietrich Aus- 
termann: 

Jetzt hat Rot-Grün die Rat- 
haus dem Sack gelassen: Der 
^'ninienkauf für die unzurei- 
c ende   rot-grüne   Steuerre- 
0rm kostet den Bundeshaus- 
alt 'm kommenden Jahr 800 

Ml°- DM. Auf meine Anfrage 
°n Anfang August hatte das 
Undesfinanzministerium 

0n Zusagen gesprochen, „die 
Entlastungen von Länder- 

^halten  führen  können", 
a er keinerlei Gesamtkosten 
plannt. Die CDU/CSU-Bun- 

ß
estagsfraktion   fordert   den 
Undesfinanzminister    auf, 
"verzüglich die Gesamtko- 

te
en nach Ländern und Projek- 

.   vorzulegen. Ein entspre- 
nendes Schreiben habe ich 

nj 
zt an den Bundesfinanzmi- 

^ster gerichtet. Eine Zustim- 

me n§ ZUm Reformänderungs- 
dj

Setz kommt allerdings für 
e union nicht in Frage. 

Wendige Korrekturen 

Hndlich   sind   auch   die 
"grünen Haushälter aufge- 

wacht und stärken unsere Auf- 
fassung, dass die ökonomisch 
falsche Haushaltspolitik von 
Eichel korrigiert werden muss. 
Bereits vor Wochen hatte die 
CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on gefordert, dass die Wachs- 
tums- und beschäftigungsför- 
dernden investiven Ausgaben 
des Bundes verstärkt werden 
müssen. 

Denn der von der Regie- 
rung vorgelegte Haushaltsent- 
wurf 2001 sieht eine drastische 
Kürzung der Investitionen von 
rd. 3 Mrd. DM auf 54,6 Mrd. 
DM gegenüber diesem Jahr 
vor. Und bis zum Jahr 2004 
sollen die Investitionen weiter 
auf nur noch 52 Mrd. DM zu- 
sammengestrichen werden - 
mit der Folge, dass die Investi- 
tionsquote auf den Negativre- 
kord von 10,4 vH absinkt. 
(1998:12,5 vH). Zur Verbes- 

serung der Infrastruktur müs- 
sen dringend mehr Mittel ein- 
gesetzt werden, damit der Ne- 
gativtrend bei der Investitions- 
fähigkeit gestoppt wird. Dies 
betrifft Straßenbau, Schienen- 
wege, Städtebauförderung, 
Wohnraummodernisierung, 
Forschung und Technologie, 
Bildung, Modernisierung der 
Bundeswehr. Hierzu wird die 
CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on zu den Haushaltsberatun- 
gen konkrete Anträge stellen, 
die bei den Investitionen deut- 
lich zulegen. 

Immer noch zu wenig 

Die von Koalitionspoliti- 
kern vorgeschlagenen „Ver- 
besserungen" für den Haus- 
halt 2001 reichen allerdings 
nicht. Bau- und Verkehrse- 
tat sowie Forschung und 
Technologiepolitik werden 
mit den Erhöhungen auf- 
grund der UMTS-Erlöse im- 
mer noch unter dem Etat 
1998 liegen. 

Weitere Stellungnah- 
men zu Haushalt, Steu- 
ern und Finanzen: www. 
cducsu.bundestag.de 
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1 MAGNETSCHWEBEBAHN 

NUR ZWEI von 100 er- 
wachsenen Deutschen 
wagen den Schritt in die 
Selbständigkeit - in den 
USA sind es fast vier Mal 
so viele. Zu diesem Er- 
gebnis kommt eine ver- 
gleichende Gründerstu- 
die (Global Entrepre- 
neurship Monitor) auf 
Stichprobenbefragungen 
hin unter Experten. Als 
Hemmnis erweisen sich 
Schwächen im Bildung- 
system, ein geringer An- 
teil an Gründerinnen so- 
wie fehlende Gründer- 
motivation. 

AUF REKORDHÖHE sind 
in diesem Jahr mit rund 
278 Milliarden Mark die 
Erbschaften in Deutsch- 
land gestiegen. Vor zehn 
Jahren lag die Summe mit 
150 Milliarden Mark noch 

fast um die Hälfte darun- 
ter, berichtet die Deut- 
schen Bank 24. Der größte 
Teil, rund 130 Milliarden 
Mark,entfällt auf Immobi- 
lien und Grundstücke. Mit 
sieben Milliarden Mark 
spielt das Vermögen aus 
Lebensversicherungen da- 
gegen nur eine unterge- 
ordnete Rolle. 

RASANT haben sich die 
Geschäfte der Bausparkas- 
sen in den neuen Bun- • 

KLAUS   LIPPOLD: 

Rot-Grün will das Aus 
des Transrapid 

Bundesverkehrsminister 
Klimmt, die Deutsche Bahn 
AG und die Indu- 
strie haben eine 
„Vereinbarung zur 
Sicherung und 
Optimierung der 
Deutschen Magnet- 
schwebebahntech- 
nik im Hinblick auf 
die zukünftige Anwendung 
in Deutschland" getroffen. 

Dazu erklärte der stell- 
vertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Klaus Lippold: 

Das Ziel ist angeblich die 
Errichtung einer Anwen- 
dungsstrecke, in Wahrheit 
will die rot-grüne Regierung 
den Transrapid in Deutsch- 
land sterben lassen. 

Die Behauptung, alle Be- 
teiligten seien willens, „in 
Deutschlang zügig eine An- 
wendung der Magnetschwe- 

bebahn zu realisieren", ist un- 
glaubwürdig. Die Bundesre- 

gierung hat gegen diß 

bereits durchgepla11' 
te Transrapidstrecke 
Hamburg-Berlin ge' 

. stimmt, statt mit den1 

Bau zu beginnen. 'n 

1 diese Strecke sind 
• schon viele Steuer' 

gelder investiert worden- 
Zweitens gilt sie bei Experte»1 

als ideale Anwendung1*' 
strecke. Stattdessen sicher1 

die Bundesregierung der In' 
dustrie jetzt zusätzliche Gel' 
der zu - „für den Fall, dass ei- 
ne Anwendungsstrecke ^ 
der Erwarten nicht realisier1 

werde. 
Die neue Vereinbarung 

ist ein hilfloser Versuch, z 

kaschieren, dass der Trans 

rapid in Deutschland mit d'e 

ser Bundesregierung rei 
Theorie bleiben wird.     ^ 
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KARL   LAMMERS: 

Munitionsfabrik an Türkei 
ebnet Weg für Panzer 

Zu der anhaltenden Diskus- 
s,on innerhalb der Koalition 
Zur Lieferung einer Muniti- 
onsfabrik in die Türkei er- 
^ärte der außenpolitische 
frecher der CDU/CSU- 
ß"ndestagsfraktion, Karl 
Lamers: 

Die Entscheidung zur 
Lleferung der Munitionsfa- 
°r'k an die Türkei ebnet den 

eg zur Lieferung auch des 
^eopard-2-Panzers, wenn 
j*le Türkei sich für dessen 
Kauf entscheidet. Deshalb 
£Ird der Streit innerhalb der 
Koalition so heftig geführt. 

Ie Diskussion um die Mu- 
^'onsfabrik aber kann die 
Konsequenz und Dop- 

Pelzüngigkeit der deutschen 
ürkeiPolitik nicht klarer 

2Uni Ausdruck bringen. 
Wenn man der Türkei als 

.   TO-Partner n'cnt e'nma' 
'ne Munitionsfabrik liefern 

d
0chte, obwohl sie damit 
** der NATO-Vorgabe 

k.Ur Umstellung auf kleinere 
d|iber nachkommen will, 

Weil    r^ 
e man sie nicht vertrau- 
^^vürdig genug hält, dann 
g SStC   konsequenterweise 

NATdert werden'sie aus der 

Se 
T° auszuschließen. Die- 

(je  
0rc|erung aber wäre mit 

m    EU-Beitrittskandida- 

tenstatus, der der Türkei erst 
im Dezember verliehen wur- 
de, nicht zu vereinbaren. 
Deshalb wurde die Entschei- 
dung zugunsten der Muniti- 
onsfabrik gefällt. Dement- 
sprechend müsste sie dann 
auch zugunsten der Liefe- 
rung des Leopard-2 Panzers 
gefällt werden. 

Einen Bärendienst haben 
sich diejenigen in der Koali- 
tion erwiesen, die, um die 
Munitionsfabrik zu verhin- 
dern, daraufhingewiesen ha- 
ben, Gewehre seien im Hin- 
blick auf den Kurdenkonflikt 
gefährlicher als Panzer, die 
im Gebirge kaum Verwen- 
dung finden könnten. 

Die Bundesregierung hat 
keine Einwände gegen den 
Export der Leopard-Panzer 
an Griechenland erhoben. 
Gleichermaßen müsste sie 
mit der Türkei verfahren. Je- 
de andere Entscheidung 
würde die Glaubwürdigkeit 
deutscher Außenpolitik ge- 
fährden. 

Es ist fraglich, wie lange 
Bündnis 90/Die Grünen es 
noch hinnehmen werden, 
dass Außenminister Fischer 
sich im Bundessicherheits- 
rat bei Rüstungsexporten 
überstimmen lässt. UD 

RÜSTUNGSEXPORT1 

• desländern entwickelt. 
Insbesondere der Baufi- 
nanzierer Wüstenrot pro- 
fitiert davon. Dessen Ost- 
Präsenz hat in den vergan- 
genen Jahren viele Exi- 
stenzgründer begünstigt 
und mehr als 600 Arbeits- 
plätze geschaffen. 

BEIM NACHWUCHS vor 
allem wirkt sich die Mit- 
gliederkrise der Gewerk- 
schaften besonders bedroh- 
lich aus. Nur noch jeder 
vierte Arbeitnehmer in 
Deutschland gehöre einer 
DGB-Gewerkschaft an, be- 
richet das DGB-Magazin 
„Einblick" in seiner jüng- 
sten Ausgabe. Der Anteil 
der Jüngeren an der Mit- 
gliedschaft ist seit 1999 von 
6,9auf6,5 Prozent-dassind 
noch 522.000 -gesunken. 

INTEGRATION in die Ge- 
sellschaft ist neben dem 
Schutz der Bevölkerung 
vor weiteren Straftaten die 
wichtigste Aufgabe des 
Jugendstrafvollzugs. In ei- 
ner Rede aus Anlass des 
50-jährigen Jubiläums des 
Fliedner-Vereins hat der 
hessische Justizminister 
Christean Wagner damit 
den besonderen Erzie- 
hungsauftrag des Staates 
gegenüber jugendlichen 
Straftätern begründet. 

iiin^snnfin.o 



1 EHRENAMT 

ARBEITSGRUPPE  ARBEIT  UND  SOZIALES 

630-DM-Job-Gesetz 
ruiniert Ehrenamt 

Zu der Anhörung der 
Arbeitsgruppe Arbeit und 
Soziales der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion über 
die Problematik der Sozial- 
versicherungspflicht für eh- 
renamtlich Tätige erklärten 
der sozialpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Karl-Josef 
Laumann, und der sozialpo- 
litische Sprecher der CSU- 
Landesgruppe im Deut- 
schen Bundestag, Johannes 
Singhammer: 

Die Vertreter von 11 Insti- 
tutionen, die über 6 Millionen 
Ehrenamtliche vertreten, be- 
fürworteten den Gesetzent- 
wurf der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion zur Stärkung des 
Ehrenamts fast geschlossen 
in einer Anhörung. Das 630- 
DM-Job-Gesetz vertreibt je- 
den Tag Tausende aus dem 
Ehrenamt und entfernt 
Deutschland von einer Bür- 
gergesellschaft. Der Weg der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion ist richtig und wichtig. 
Unser Gesetzentwurf zur För- 
derung ehrenamtlicher Tätig- 
keit wurde von den meisten 
geladenen Sachverständigen 
bestätigt: So begrüßten der 
Deutsche Sportbund und der 
Städte- und Gemeindebund 

den Gesetzesantrag der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion nachdrücklich, und der 
Deutsche Feuerwehrverband 
und der Sozialverband Deut- 
schland sehen ihre Interessen 
in diesem Entwurf in vollem 
Umfang gewahrt. Für eine 
bessere Förderung des Ehren- 
amtes setzen sich auch das 
Deutsche Rote Kreuz, der 
Deutsche Kulturrat, der Deut- 
sche Musikrat, der Deutsche 
Caritasverband und der Pa- 
ritätische Wohlfahrtsverband 
ein. 

Sonderstellung verdient 

Nach dem Gesetzentwurf 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion sollen Tätigkeiten, 
die in den Gesetzen des Bun- 
des oder der Länder als Eh- 
renämter bezeichnet werden, 
nicht als Beschäftigung gel- 
ten und damit sozialversiche- 
rungsfrei werden. Dies soll 
ebenso für gezahlte Auf- 
wandsentschädigungen ge- 
meinnütziger, karitativer 
oder kirchlicher Organisatio- 
nen gelten, wenn der einkom- 
mensteuerpflichtige Anteil 
der dafür gezahlten Auf- 
wandsentschädigung   regel- 

mäßig 630 DM im Monat 
nicht übersteigt. 

Damit wären ehrenamtlich 
Tätige eindeutig besser ge- 
stellt als die Opfer des rot-grü- 
nen 630-DM-Job-Gesetzes. 
Das Ehrenamt in Deutschland 
würde gestärkt und richtig 
eingestuft: Solche Tätigkei- 
ten sind nicht auf die Erzie- 
lung eines Einkommens aus- 
gerichtet. Das Ehrenamt hat 
eine Sonderstellung in der So- 
zialversicherung verdient. 
Das von uns vorgesehene 
Wahlrecht der ehrenamtlich 
Tätigen, Aufwandsentschä- 
digung auch sozialversiche- 
rungspflichtig zu beziehen, 
trägt dem Schutzbedürfnis 
derjenigen genüge, die sich 
über die ehrenamtliche Tätig- 
keit z.B. eine Aufstockung der 
späteren Rente versprechen. 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung ist daher aufgefor- 
dert, das Thema Sozialversi- 
cherungspflicht für ehren- 
amtlich Tätige endlich anzu- 
gehen. Schröder hat dies auf 
dem Deutschen Feuerwehr- 
tag versprochen und wie so 
oft sein Wort nicht gehalten. 
Mit unserem Gesetzentwurf 
ließe sich binnen kürzester 
Zeit ein Ehrenamtskonsens 
herbeiführen. W 
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U MWELT    UND    ENERGIE1 

KURT-DIETER   GRILL: 

Die CDU geht neue Wege 
in der Engeriepolitik 

Der Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses Um- 
welt- und Energiepolitik 
der CDU, Kurt-Dieter 
Grill, hat am 28. August in 
Berlin ein Diskussionspa- 
pier zur Energiepolitik im 
21. Jahrhundert für die 
CDU vorgestellt: 

Die CDU startet mit den 
Maximen für eine Energie- 
politik im 21. Jahrhundert 
den Dialog zur Energiepoli- 
tik in Deutschland. Mit dem 
Diskussionspapier wollen 
wir Wege für eine zukunft- 
sorientierte Energiepolitik 
aufzeigen und so die Her- 
ausforderungen, die sich 
aus Globalisierung und Li- 
beralisierung ergeben, an- 
nehmen. Nationale Ener- 
giepolitik verstehen wir da- 
bei als einen Beitrag 
Deutschlands zur interna- 
tionalen und europäischen 
Energie- und Klimapolitik, 
die zugleich Fragen der 
Entwicklungspolitik auf- 
nimmt. 

Die CDU orientiert ihre 
Energiepolitik an vier Maxi- 
men, an: 

• Nachhaltigkeit 
• Wahrnehmung globaler 

und europäischer Ver- 
antwortung 

marktwirtschaftlichem 
Wettbewerb 
Zukunftsoffenheit bei 
Technologien. 

Die Eckpunkte 

unseres modernen Energie- 
programms: • Die Liberali- 
sierung der Energiemärkte 
hat   einen   Strukturwandel 
ausgelöst.  Diesen müssen 
wir  konsequent   anpacken 
und vorhandene Überkapa- 
zitäten abbauen. • Die En- 
ergieforschung    muss    in 
Deutschland wieder auf In- 
novationskurs gebracht wer- 
den. Der Abbau der Energie- 
forschung ist eine Absage an 
die Zukunftsgestaltung. Die 
Mittel müssen erhöht wer- 
den,  die  Energieforschung 
muss zurück ins Forschungs- 
ministerium. • Der traditio- 
nelle Energiemix wird durch 
einen neuen Mix zwischen 
Großkraftwerken und dezen- 
tralen Einheiten ergänzt. Da- 
bei gehen wir davon aus, dass 
neben der Kraftwärmekopp- 
lung vor allem die Brenn- 
stoffzelle   am   Ende   des 
Jahrzehnts eine bedeutende 
Rolle spielen wird. • Die 
Vorherrschaft  der  fossilen 

Energieträger muss abgelöst 
werden durch die Vorherr- 
schaft neuer, weitestgehend 
C02-freier Energien. • Dazu 
gehört auch die Vision einer 
globalen Solarwirtschaft, die 
gleichzeitig ein Beitrag zur 
Entwicklungspolitik  ist.  • 
Die CDU fordert ein Pro- 
gramm   „Altbau-Sanierung 
2010", das die C02-Minde- 
rungspotentiale   im  Altge- 
bäudebestand erschließt. • 
Die Mobilität muss umwelt- 
verträglicher gestaltet wer- 
den. Wie in anderen Berei- 
chen auch brauchen wir eine 
Entkopplung     von     Wirt- 
schafts- und Verkehrsmen- 
genwachstum. • Die CDU 
fordert nicht nur aus Grün- 
den des Klimaschutzes, die 
Option    Kernenergie   auf- 
rechtzuerhalten.     Entspre- 
chende Forschungsaktivitä- 
ten (z.B. Kernfusion, HTR) 
müssen technische Perspek- 
tiven offenhalten, die Kom- 
petenz auch im Sinne inter- 
nationaler    Verantwortung 
muss durch Nachwuchsför- 
derung bewahrt bleiben. 

Der Entwurf des Ener- 
gieprogramms soll in einem 
breiten Dialog mit Wirt- 
schaft und Umweltverbän- 
den erörtert werden.       UD 
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'VERFAHRENSEINSTELLUNG 

ECKARD VON   KLAEDEN: 

Freispruch erster Klasse 
Zu dem von der Staatsan- 
waltschaft Kleve wegen 
Nichterhärtung des An- 
fangsverdachtes eingestell- 
ten Ermittlungsverfahren 
gegen den Bundestagsab- 
geordneten Ronald Pofalla 
wegen des Verdachts der 
Steuerhinterziehung er- 
klärte der Parlamentari- 
sche Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Eckart von Klae- 
den: 

Die Einstellung des Ver- 
fahrens ist ein Freispruch er- 
ster Klasse. Sachverhalt und 
Ermittlungsergebnisse ha- 
ben schon seit längerem 
deutlich gemacht, dass dies 
die einzige rechtsstaatlich 
vertretbare Entscheidung 
sein konnte. 

Die dubiosen Umstände 
der Einleitung und der 
Durchführung des Ermitt- 
lungsverfahrens werden nun 
ein parlamentarisches Nach- 
spiel haben. 

Im Mittelpunkt der Unter- 
suchungen im Deutschen 
Bundestag wird dabei die 
Frage stehen, ob die Aufhe- 
bung der Immunität des Ab- 
geordneten Ronald Pofalla 
vier Tage vor der nordrhein- 
westfälischen Landtagswahl 
durch eine bewusste Täu- 
schung des Immunitätsaus- 

schusses erreicht worden ist. 
Die daraufhin drei Tage 

vorder Wahl durchgeführten 
Zwangsmaßnahmen gegen 
Ronald Pofalla, der in einem 
Kabinett Rüttgers als Innen- 
und Justizminister vorgese- 
hen war, sind von Anfang an 
von der nordrhein-westfäli- 
schen Justiz widersprüchlich 
begründet worden. 

Die politische Verant- 
wortung dafür trägt der nord- 
rhein-westfälische Justizmi- 
nister Jochen Dieckmann. 
Aus dem Fall Pofalla ist ein 
Fall Dieckmann geworden. 

Ronald Pofalla ist durch 
das Verhalten der nordrhein- 
westfälischen Justizbehörden 
schweres Unrecht widerfah- 
ren. Wir werden alles daran 
setzen, dass die Ronald Pofa- 
lla zugefügte Rufschädigung 
vollständig beseitigt wird. 

NORBERT  GEIS: 
WO   BLIEBT 

DER   PROTEST? 

Zur Einstellung des Er- 
mittlungsverfahrens er- 
klärte der rechtspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Nor- 
bert Geis: 

Nur die dümmsten Kälber 
können jetzt noch glauben, es 

habe sich um einen Justizirr- 
tum gehandelt und Parteipo- 
litik sei überhaupt nicht im 
Spiel gewesen. Man stelle 
sich vor, dergleichen hätte 
sich in Bayern ereignet. 
Durch ganz Deutschland wä- 
re ein lauter Aufschrei ge- 
hallt. Wochenlang hätten wir 
in den Massenmedien von 
der Verfilzung der bayeri- 
schen Justiz lesen müssen. 
Die Rundfunk- und Fernseh- 
meldungen hätten sich über- 
schlagen. 

Was wäre das für ein 
Sommerlochknüller gewe- 
sen! Morgens, mittags und 
abends wären Justizminister 
und Ministerpräsident zum 
Rücktritt aufgefordert wor- 
den. Die Bundesjustizmini- 
sterin wäre als Racheengel 
durchs Land gefegt. Der 
Bundeskanzler hätte mit dem 
ihm angeborenen Talent zur 
Schauspielerei seiner tiefen 
Entrüstung Ausdruck verlie- 
hen. Fischer hätte wie immer 
nach allen Seiten bedeu- 
tungsvoll genickt, und Thier- 
se hätte wie Zeus vom hohen 
Olymp seine Blitze gen Bay- 
ern geschleudert. 

Wo aber bleibt die Entrü- 
stung dieser Dame und dieser 
Herren jetzt? 
Siehe auch Seite 21: Überei- 
fer parteitreuer Staatsdiener 
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VERSORGUNG ' 

ECKPUNKTE  EINER  REFORM: 

Betriebliche Alterssicherung 
fördern 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion will die betriebli- 
che Alterssicherung stär- 
ken. Die Eckpunkte einer 
solchen Reform hat der 
Vorsitzende der Arbeitneh- 
mergruppe, Gerald Weiß, 
am 18. August in Berlin vor- 
gestellt: 

Unabhängig davon, in 
welcher Form die gesetzli- 
che Rentenversicherung re- 
formiert werden wird, wird 
das Versorgungsniveau, das 
durch die gesetzliche Ren- 
tenversicherung in der Zu- 
kunft noch erreicht weiden 
kann, sinken. Damit tut sich 
bei den Alterseinkommen - 
gemessen an den Erwerb- 
seinkommen - im Vergleich 
zu heute eine größere Ver- 
sorgungslücke auf. Vor die- 
sem Hintergrund kommt der 
zusätzlichen Vorsorge durch 
kapitalgedeckte Systeme - 
der betrieblichen Altersver- 
sorgung und der privaten 
Vorsorge - künftig eine 
größere Bedeutung zu. Das 
gilt auch für die Absicherung 
des Risikos der Erwerbs-und 
Berufsunfähigkeit. 

Während es für die Be- 
schäftigten im öffentlichen 
Dienst nach wie vor die Zu- 
satzversorgung gibt, ist die 

Entwicklung bei der betrieb- 
lichen Altersversorgung in 
der Privatwirtschaft rück- 
läufig. Hatten 1987 noch 72 
Prozent der in der westdeut- 
schen Industrie Beschäftig- 
ten Anspruch auf eine Be- 
triebsrente, so konnten 1999 
nur noch 64 Prozent auf eine 
betriebliche Altersversor- 
gung hoffen. Im Handel in 
den alten Bundesländern 
stagniert der Wert seit Jah- 
ren bei unter 30 Prozent. In 
Ostdeutschland hatten 1999 
nur 16 % der im verarbeiten- 
den Gewerbe tätigen Arbeit- 
nehmer eine Versorgungs- 
zusage, und nur 20 Prozent 
der im ostdeutschen Handel 
Beschäftigten besitzen ei- 
nen Anspruch auf Betriebs- 
rente. Wenn in den vergan- 
genen drei Jahren der rück- 
läufige Trend in den alten 
Bundesländern auch weit- 
gehend gestoppt werden 
konnte und der Verbrei- 
tungsgrad in den neuen Bun- 
desländern stieg, so kann der 
Prozess der Stagnation der 
betrieblichen Alterssiche- 
rung noch nicht als über- 
wunden betrachtet werden. 

Gerade bei Neuzusagen 
üben die Firmen große 
Zurückhaltung. 

Für diese Entwicklung 
sind unterschiedliche Fakto- 
ren verantwortlich. Dazu 
gehört zum einen der sich 
verschärfende internationa- 
le Kostendruck im Zeitalter 
der Globalisierung: Als frei- 
willige betriebliche Sozial- 
leistung bietet sich die be- 
triebliche Altersversorgung 
als Kostensenkungspotenti- 
al geradezu an. Aber zum 
anderen haben auch die 
arbeitsrechtlichen und die 
sich stetig verschlechtern- 
den steuerrechtlichen Rah- 
menbedingungen zu der ne- 
gativen Entwicklung erheb- 
lich beigetragen. 

Schecht kalkulierbar 

So hat das Arbeitsrecht - 
die Bestimmungen des Ge- 
setzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversor- 
gung (BetrAVG) und insbe- 
sondere die Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG) - dazu geführt, dass 
sich die betriebliche Alters- 
versorgung für die Unter- 
nehmen verteuert hat und 
dass sie immer schlechter 
kalkulierbar geworden ist. 
Die   Auslegung   des   Be- 
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BETRIEBLICHE  ALTERSVERSORGUNG 

trAVG durch das BAG führ- 
te dazu, dass alle laufenden 
Renten (mindestens) in 
Höhe des vollen Kaufkraft- 
verlustes (Inflationsrate) an- 
zupassen waren. Außerdem 
war für den Fall, dass in der 
Vergangenheit kein voller 
Inflationsausgleich gewährt 
worden war, bei Folgeprü- 
fungen der Kaufkraftverlust 
seit Rentenbeginn zu 
berücksichtigen. Es war also 
eine nachholende Anpas- 
sung vorzunehmen. 

Mit Blick auf das Steuer- 
recht wird insbesondere die 
vorgelagerte Besteuerung 
bei den Durchführungsfor- 
men der Direktversicherung 
und der Pensionskasse kriti- 
siert. 

Angesichts der schwieri- 
gen Situation der betriebli- 
chen Altersversorgung ist 
indes positiv hervorzuhe- 
ben, dass die Tarifpartner in 
der letzten Zeit in einer zu- 
nehmenden Anzahl von Ta- 
rifverträgen Vereinbarun- 
gen zur Alterssicherung ge- 
troffen haben. 

Neue Zusagen 

Die christlich-liberale 
Koalition hat im Rahmen 
des Rentenreformgesetzes 
99 (RRG 99) die Rahmenbe- 
dingungen für die betriebli- 
che Alterssicherung durch 
eine Novellierung des Be- 

trAVG bereits verbessert. 
Die Rechtsänderungen sind 
von den Unternehmen über- 
wiegend begrüßt und zum 
Teil auch zum Anlass für 
neue Versorgungszusagen 
genommen worden, so dass 
das Ende des rückläufigen 
Trends wesentlich auf das 
RRG 99 zurückgeführt wer- 
den kann. Es besteht aber 
weitgehend Einigkeit darü- 
ber, dass diese Reform nicht 
ausreicht, um eine nachhal- 
tige Umkehr des negativen 
Trends zu erreichen. Doch 
immerhin sind erste Schritte 
in die richtige Richtung un- 
ternommen worden - unter 
anderem: 
• Bei künftigen Neuzusa- 
gen gilt die Verpflichtung 
zur Anpassung der Betriebs- 
renten als erfüllt, wenn der 
Arbeitgeber sich verpflich- 
tet, die Leistungen aus der 
betrieblichen Altersversor- 
gungjährlich um ein Prozent 
anzupassen. Damit werden 
die Betriebsrenten besser 
kalkulierbar; es lassen sich 
durch das Unternehmen ent- 
sprechende gewinnmin- 
dernde Rückstellungen bil- 
den. Wird die betriebliche 
Altersversorgung über Di- 
rektversicherung bzw. über 
Pensionskasse durchge- 
führt, so ist die Anpassungs- 
verpflichtung erfüllt, wenn 
ab Rentenbeginn sämtliche 
Uberschussanteile zur Er- 
höhung der laufenden Ein- 

nahmen verwendet werden. 
Eine Untersuchung hat erge- 
ben, dass 20 Prozent der Un- 
ternehmen, die ihre Versor- 
gungszusagen eingestellt 
hatten, wegen der einpro- 
zentigen Rentenanpassung 
ihr geschlossenes Versor- 
gungswerk für ab 1999 ein- 
tretende Mitarbeiter wieder 
öffnen wollten. 

Luft verschaffen 

• Die 1 % Regelung ist auch 
für die Arbeitnehmer bzw. 
Empfänger der Betriebsren- 
ten insofern von Vorteil, als 
ihnen die einprozentige Er- 
höhung auch - unabhängig 
von der wirtschaftlichen Si- 
tuation des Unternehmens - 
garantiert wird. Es wird zu 
prüfen zu sein, ob die nur für 
Neuzusagen geltenden Re- 
gelung (1 -%-Regelung bzw. 
Verwendung Überschussan- 
teile) auf Altzusagen auszu- 
dehnen ist, um den Arbeitge- 
bern die Luft für neue Ver- 
sorgungszusagen zu ver- 
schaffen. 
• Wird aufgrund der wirt- 
schaftlichen Lage des Ar- 
beitgebers eine Anpassung 
in Höhe der Inflationsrate zu 
Recht unterlassen, so ist bei 
einer späteren wirtschaftli- 
chen Erholung keine nach- 
holende Anpassung der Lei- 
stungen mehr notwendig- 
Diese Regelung gilt für ab 
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dem 1. Januar zu Recht un- 
terlassene Anpassungen. Es 
wird zu prüfen sein, ob sie 
auf zuvor zu Recht unterlas- 
sene Anpassungen auszu- 
dehnen ist - wiederum, um 
den Unternehmen die Ent- 
scheidung für Neuzusagen 
zu erleichtern. 
• Es sind im Rahmen der 
betrieblichen Altersversor- 
gung beitragsorientierte 
Leistungszusagen ermög- 
licht worden. Dies ist ein 
erster Schritt in Richtung auf 
andere, flexiblere Gestal- 
tungsformen, den laut einer 
Studie viele Unternehmen 
zum Anlass nehmen woll- 
ten, bisher unversorgte 
Arbeitnehmer mit einer 
betrieblichen Altersversor- 
gung zu bedenken. 
• Es ist klargestellt worden, 
dass die Entgeltumwand- 
lung betriebliche Altersver- 
sorgung darstellt und somit 
auch in den Schutzbereich 
des BetrAVG fällt und durch 
den Pensions-Sicherungs- 
Verein abgesichert ist. 

Risiko mindern 

Weitere arbeitsrechtliche 
Änderungen müssen zum 
Ziel haben, die Betriebsren- 
ten für die Unternehmen kal- 
kulierbarer zu machen - und 
damit das Risiko zu vermin- 
dern, welches mit der Zusage 
einer betrieblichen  Alters- 

versorgung verbunden ist. 
Zugleich ist das Betriebsren- 
tenrecht an das Erfordernis 
der Mobilität der Arbeitneh- 
mer anzupassen. 
• Konkret sollte durch eine 
entsprechende Änderung 
des BetrAVG eine reine Bei- 
tragszusage in allen Durch- 
führungswegen ermöglicht 
werden. Beitragszusage be- 
deutet, dass die Verpflich- 
tung des Arbeitgebers sich 
auf die Gewährung der 
Beiträge /Zuwendungen für 
die betriebliche Altersver- 
sorgung beschränkt. Wel- 
ches Versorgungsniveau da- 
mit erreicht werden kann, 
hängt auch vom Ertrag ab, 
der mit den Beiträgen erwirt- 
schaftet wird. Die Pflicht zur 
Anpassung der Betriebsren- 
ten entfällt, sofern der Ar- 
beitgeber sich zur Leistung 
eines Versorgungsbeitrages 
verpflichtet hat. 

Wenn dem Arbeitgeber 
dadurch aber die Entschei- 
dung für die Gewährung ei- 
ner Betriebsrente erleichtert 
wird, wirkt sich diese Maß- 
nahme gleichwohl zugun- 
sten der Arbeitnehmer aus. 
• Auch bei einer reinen Bei- 
tragszusage sind bestimmte 
Qualitätskriterien zu erfüllen. 
• Biometrische Risiken 
(wie Langlebigkeit, Invali- 
dität, Tod) sollen im Rahmen 
der betrieblichen Altersver- 
sorgung unter Berücksichti- 
gung der persönlichen Situa- 

tion der Arbeitnehmer abge- 
sichert werden. 
• Wir wollen dafür sorgen, 
dass auch bei der notwendig 
gewordenen steigenden Mo- 
bilität der Arbeitnehmer eine 
Stärkung der betrieblichen 
Altersversorgung möglich 
ist, indem wir die Unverfall- 
barkeitsfristen herabsetzen 
und die Übertragbarkeit von 
Versorgungskapital auf ande- 
re Versorgungseinrichtungen 
weiter erleichtern. Die Ände- 
rung der Unverfallbarkeits- 
fristen muss steuerlich flan- 
kiert werden. 

Aufwendungen steuerfrei 

• Die zur Zeit zwischen den 
Durchführungswegen vari- 
ierende Besteuerung der be- 
trieblichen Altersversor- 
gung wollen wir vereinheit- 
lichen. Wir treten-bis zu ei- 
nem noch zu genauer 
beziffernden Höchstbetrag 
ein - für eine nachgelagerte 
Besteuerung für alle Durch- 
führungswege. Das bedeu- 
tet, dass aus Arbeitnehmer- 
sicht die Aufwendungen für 
die betriebliche Altersver- 
sorgung steuerfrei bleiben, 
während die Betriebsrente 
selbst - bis auf einen Freibe- 
trag - der Steuer unterliegt. 
Eine solche Reglung, die im 
übrigen dem Standard in na- 
hezu allen westlichen Indu- 
strienationen       entspricht. 
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BETRIEBLICHE  ALTERSVERSORGUNG 

würde dazu führen, dass der 
gesamte leistbare Bruttoauf- 
wand auch tatsächlich für 
die betriebliche Altersver- 
sorgung zur Verfügung 
stünde. Weil kleine und 
mittlere Unternehmen oft 
die (derzeit vorgelagert be- 
steuerte) Direktversiche- 
rung als Durchführungsweg 
wählen, würde durch eine 
Umstellung die betriebliche 
Alterssicherung gerade in 
diesem Bereich gestärkt. 

Unterhalb der Forderung 
nach einer generellen Um- 
stellung der Besteuerung 
treten wir dafür ein, 
• dass bei einer weitgehen- 
den Reform der Einkommen- 
steuer mit einer Senkung der 
Steuersätze, insbesondere 
auch des Eingangssteuersat- 
zes, auch der Pauschalsteuer- 
satz für Beiträge zu Direkt- 
versicherungen und Zuwen- 
dungen zu Pensionskassen 
von zur Zeit 20 Prozent deut- 
lich abgesenkt wird und dass 
der Höchstbetrag von 3.408 
DM, für den die Pauschalbe- 
steuerung gilt, an die Lohn- 
und Gehaltsentwicklung an- 
gepasst wird; 
• dass der Rechnungszins 
von zur Zeit 6 Prozent, der 
bei der Bildung von Pen- 
sionsrückstellungen zu- 
grunde zu legen ist, an die 
allgemeine Zinsentwick- 
lung angepasst, also ge- 
senkt, und dadurch im übri- 
gen auch an die Rechnungs- 

zinsfüße der Lebensversi- 
cherungen angenähert wird. 
• Wir wollen prüfen, welche 
weiteren Rechtsänderungen 
erforderlich sind, um die Wei- 
terentwicklung bestehender 
Durchführungswege der be- 
trieblichen Altersversorgung 
zu Pensionsfonds - unter de- 
nen wir mehr verstehen als 
reines Wertpapiersparen - zu 
ermöglichen. Dabei gehen 
wir davon aus, dass nur weni- 
ge weitere rechtliche Schritte 
notwendig sind, sofern unse- 
re zu vor genannten Forderun- 
gen (insbesondere Ermögli- 
chung der Beitragszusage in 
allen Durchführungswegen 
und nachgelagerte Besteue- 
rung) umgesetzt werden. 

Für einen guten Ansatz 
halten wir die Weiterentwick- 
lung der Unterstützungskas- 
sen zu Pensionsfonds. Aber 
auch Vorschläge,die Ausglie- 
derung der Mittel für Direkt- 
zusagen aus der Bilanz des 
Trägerunternehmens („Be- 
triebsunmittelbare Pensions- 
fonds" im Bericht des Gerke- 
Arbeitskreises) zu ermögli- 
chen, sollten unseres Erach- 
tens wohlwollend geprüft 
werden. 

Senkt die Kosten 

Sofern durch solche Pen- 
sionsfonds-Modelle die er- 
zielbare Rendite der Mittel 
für die betriebliche Alters- 

versorgung erhöht wird, 
senkt auch das die Kosten 
für die betriebliche Altersi- 
cherung. 
• Wir setzen uns aus diesen 
Gründen auch dafür ein, die 
Kapitalanlagevorschriften 
für die Durchführungswege 
der Pensionskasse und Di- 
rektversicherung zu über- 
prüfen und zu lockern, so- 
weit die berechtigten Si- 
cherheitsinteressen nicht 
gefährdet werden. 
• Wir appellieren an die Ta- 
rifvertragsparteien, noch 
mehr als bisher Regelungen 
zur betrieblichen Altersver- 
sorgung zu vereinbaren. 
• Wir wollen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, die Be- 
triebsparteien sowie die Ta- 
rifpartner insbesondere er- 
mutigen, die rechtlichen 
Möglichkeiten zu Entgelt- 
umwandlung stärker als bis- 
her zu nutzen. Wir wollen 
auch prüfen, ob dem Arbeit- 
nehmer ein Recht auf Ent- 
geltumwandlung-bei Wahl 
des Durchführungsweges 
durch den Arbeitgeber-ein- 
geräumt werden sollte. 
• Wir wollen prüfen, wie 
betriebliche Altersversor- 
gung und die Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Pro- 
duktivvermögen besser mit- 
einander verzahnt werden 
können. 

UiTH/ä 
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VERKEHRSSICHERHEIT 

DIRK FISCHER: 

Absage an rot-grüne Ideologie 
eines generellen Tempo 30 

Zu dem Verordnungsent- 
wurf des Bundesministeri- 
ums für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen, die An- 
ordnung von Tempo 30- 
Zonen zukünftig zu er- 
leichtern, erklärte der ver- 
kehrspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Dirk Fischer: 

Die Verbesserung des 
Schutzes für Kinder, Fußgän- 
ger und Radfahrer muss bei 
den Überlegungen für mehr 
Verkehrssicherheit oben an 
stehen. Der Anstieg der Un- 
fallzahlen, insbesondere der 
Verkehrsunfälle mit Kindern, 
sind ein deutliches Warnsi- 
gnal. Zu einer verantwor- 
tungsvollen Verkehrspolitik 
gehört zwingend eine verant- 
wortungsvolle Verkehrssi- 
cherheitspolitik. Mit unserer 
Initiative zur Verkehrssicher- 
heitslage 2000 fordern wir 
von der Bundesregierung, 
Prävention, Aufklärung und 
Information der Verkehrsteil- 
nehmer bundesweit zu ge- 
währleisten. 

Sinnvoll gestaltete Tem- 
po 30-Zonen in Wohngebie- 
ten führen zur Verkehrsbe- 
ruhigung und dienen damit 
dem Schutz gerade der 
schwächeren  Verkehrsteil- 

nehmer. Die Betonung liegt 
allerdings auf „sinnvoll ge- 
staltet", denn das Institut für 
Straßenverkehr hat nachge- 
wiesen, dass sich die Ver- 
kehrssicherheit speziell für 
Kinder deutlich verschlech- 
tert, wenn nur Zeichen und 
Schilder aufgestellt werden. 
Dies führt zu einer trügeri- 
schen Scheinsicherheit. Die 
Zahl der Unfälle mit Kin- 
dern nahm in Bereichen oh- 
ne Umgestaltung deutlich 
zu, während sie sich in Zo- 
nen mit baulichen Verände- 
rungen maßgeblich verrin- 
gerte. Der schutzbedürftige 
Bereich muss vom Autofah- 
rer auch erkannt und akzep- 

tiert werden. Das Bundes- 
ministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 
hat der rot-grünen Ideologie 
eines generellen Tempoli- 
mits auf 30 km/h innerorts 
eine klare Absage erteilt 
-dies begrüße ich sehr-und 
die Entscheidung über Tem- 
po 30-Zonen denen übertra- 
gen, die sie jeweils nach den 
örtlichen Bedingungen am 
besten treffen können. Es 
liegt künftig bei den Kom- 
munalpolitikern, den Schutz 
der Wohnbevölkerung, der 
Kinder, Fußgänger und 
Radfahrer in Wohngebieten 
verantwortungsbewusst zu 
gestalten. 

Straßenverkehr: Gefahr für Kinder 
Von je 100 000 Kindern unter 15 Jahren 
sind 1998 im Straßenverkehr verunglückt in 

Brandenburg 

Mecklenburg-Vorp 

Im Straßenverkehr getötete Kinder 
unter 15 Jahren 

1992   '93    '94      '95     '96     '97 1998 

474 
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SCHULFäCHER 

HANSJüRGEN DOSS: 

Lemkes Realität ist der Inhalt 
veralteter Lehrpläne 

Zur ablehnenden Haltung 
der Kultusministerkonfe- 
renz gegenüber der Forde- 
rung nach Einführung des 
Unterrichtsfachs „Wirt- 
schaft" erklärte der mit- 
telstandspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Hansjür- 
gen Doss: 

Die Kultusministerkonfe- 
renz hat sich unter der Präsi- 
dentschaft des Bremer Sena- 
tors Willi Lemke (SPD) zum 
konservativen Bremsklotz ei- 
ner zukunfts- und praxisori- 
entierten Weiterentwicklung 
unseres Bildungssystemsent- 
wickelt. Wenn Herr Lemke 
den gemeinsamen Vorschlag 
von Arbeitgebern und Ge- 
werkschaften als „absolut 
realitätsfremd" bezeichnet, 
verabsolutiert er seine eigene 
Vorstellung von Realität, die 
sich offenbar auf die Inhalte 
veralteter Lehrpläne redu- 

ziert. 
So wie das Fach „Sozial- 

kunde" seine Berechtigung 
hat, so ist die Vermittlung 
volks- und betriebswirt- 
schaftlicher Zusammenhän- 
ge und Abläufe in einem 
Land, dessen ökonomischer 
Erfolg von der Leistung, der 
Kreativität und dem Mut der 

Menschen abhängt, die sich 
qualifizieren und unterneh- 
merische Initiative ergreifen, 
dringend erforderlich. Die 
Vielfalt der Leistungen des 
Sozialstaates und die Vielfalt 
der Ansprüche der Bürger an 
diesen Staat zu kennen, ist 
nicht genug. Das Unterrichts- 
fach „Wirtschaft" wird öko- 
nomische Kompetenz her- 
ausbilden, aber auch Hemm- 
schwellen abbauen und die 
Bereitschaft zum Schritt in 
die unternehmerische Selbst- 
ständigkeit verstärken. 

Maria Böhmer: 
Eichels Internet-Steuer 

ist Nonsens 

Zur Einführung der Be- 
steuerung privaten Inter- 
netsurfens am Arbeitsplatz 
als geldwerter Vorteil stellt 
die für IT-Technologie 
zuständige stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Maria 
Böhmer, fest: 

Eichels Internet-Steuer ist 
Nonsens. Auf der einen Seite 
unternehmen Wirtschaft und 
Politik Anstrengungen, um 
die Internettechnologie in 
Deutschland zu fördern und 

zu verbreiten. Gleichzeitig 
tritt der Bundesfinanzmini- 
ster auf die Bremse und will 
Intemetnutzern mit der Surf- 
Steuerdas Leben schwerma- 
chen. Dabei weiß jeder: Auf 
dereinen Seite Gas geben, auf 
der anderen Bremsen gibt nur 
eins: Viel Qualm und wenig 
Vorankommen. 

Demnächst muss der Leh- 
rer an der Schule jeden Gang 
ins Internet protokollieren. 
Dienstlich oder nicht dienst- 
lich wird die Frage sein. Nur 
lässt das Internet diese Trenn- 
schärfe nicht zu. Was ist, wenn 
der Lehrer beim privaten Sur- 
fen am Schulrechner interes- 
santes Material für seinen Un- 
terricht findet? Ist dies dann 
rückwirkend dienstlich? Die- 
ses Beispiel zeigt die Absur- 
dität der Idee Eichels. Anstatt 
sich neue Steuern auszuden- 
ken, sollten wir froh sein, dass 
das Internet Verbreitung und 
Anwendung findet. Nur durch 
„learning by using" wird 
Deutschland fit im Internet. 

Dass ein Arbeitnehmer 
seine Arbeitszeit nicht mit 
dem privaten Surfen vergeu- 
den darf, ist klar. Dafür kann 
der Arbeitgeber aber selbst 
sorgen. Dazu bedarf es nicht 
des Finanzministers. 
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ANZEIGE 

STELLENANGEBOT 

Zum nächstmöglichen Termin ist die Stelle des 

Kreisgeschäftsführers der CDU 
des Rhein-Sieg-Kreises 

wegen Pensionierung des 
Amtsinhabers neu zu be- 
setzen. 

Die CDU des Rhein- 
Sieg-Kreises mit Sitz in 
Siegburg ist der mitglieder- 
stärkste Kreisverband in der 
Bundesrepublik. Die Kreis- 
geschäftsstelle ist die zentra- 
le Anlauf- und Verwal- 
tungsstelle für 19 Stadt- 
und Gemeindeverbände mit 
rund 8.600 CDU-Mitglie- 
dern. 

Der Kreisgeschäftsfüh- 
rer leitet die Kreisgeschäfts- 
stelle mit z.Zt. 5 Mitarbei- 
tern. Ihm obliegen insbe- 
sondere die Verwaltung des 
Etats, die Vorbereitung. 
Durchführung und Organi- 
sation von Kreisvorstands- 
sitzungen, Kreisparteitagen, 
Kreismitgliederversamm- 

lungen, Fachtagungen und 
Konferenzen jeglicher Art, 
die Planung, konzeptionelle 
Gestaltung und Überwa- 
chung umfangreicher Wahl- 
kampfaktivitäten, die organi- 
satorische Betreuuung der 
Gebietsverbände der Partei 
und ihrer Vereinigungen. 

Wir suchen eine selbst- 
bewusste und engagierte 
Persönlichkeit, die in der La- 
ge ist, diese und eine Viel- 
zahl weiterer und interes- 
santer Aufgaben zu erfüllen, 
auch vielfach außerhalb der 
üblichen Dienstzeiten. Wir 
erwarten hohe Einsatzbe- 
reitschaft, sicheres Auftre- 
ten und die Fähigkeit, haupt- 
und ehrenamtliche Mitar- 
beiter zu führen und zu mo- 
tivieren. Grundvorausset- 
zung für die Einstellung ist 

der Abschluss einer beruf- 
lichen Ausbildung. Erfor- 
derlich ist die Beherr- 
schung moderner Büro- 
kommunikations-Techni- 
ken. Erfahrungen in prak- 
tischer politischer Arbeit 
sind Voraussetzung, eben- 
so eine politische Nähe zur 
CDU. 

Anstellung und Besol- 
dung erfolgen durch den 
CDU-Landesverband 
NRW und orientieren sich 
an BAT II. 
Bewerbungen mit den 
üblichen Unterlagen 
sind umgehend zu 
richten an die CDU des 
Rhein-Sieg-Kreises, 
z.Hd. Herrn Kreisvor- 
sitzenden Andreas 
Krautscheid, Postfach 
1263,53702 Siegburg. 

Initiative D 21 gegen 
„digitale Spaltung" 

In der deutschen Bevölke- 
rung wächst die Gefahr ei- 
ner „digitalen Spaltung" 
trotz der vorhandenen 
Projekte und Programme 
zur Förderung der Infor- 
mationsgesellschaft. 

Zu diesem Ergebnis 
kommt die Studie „Allgemei- 
ner Netzzugang in Deutsch- 
land", die im Auftrag der In- 
itiative D 21 in Berlin vorge- 
stellt wurde. Den Berechnun- 
gen zufolge werden im Jahr 
2003 rund 20 Millionen Bun- 
desbürger über keinen Inter- 
net-Zugang verfügen. Damit 

hätten die Nicht-Nutzereinen 
deutlichen Wettbewerbs- 
nachteil bei Ausbildung und 
bei Bewerbungen. Da Wei- 
terbildungsmaßnahmen in 
Zukunft vermehrt „online" 
stattfinden werden, hätte die- 
se Gruppe zudem kaum eine 
Chance, sich beruflich weiter 
zu qualifizieren. UD 
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DEUTSCHE  EINHEIT 

Glück und Neid 

Das hätte auch ein ande- 
rer Kanzler geschafft, sagt 
SPD-Genealsekretär Mün- 
tefering. Er spricht von der 
Einheit und ihrem Architek- 
ten, dem damaligen Bundes- 
kanzler Kohl. Wohlan, stel- 
len wir es uns vor: einen 
Kanzler Lafontaine, der 
über Nacht zum glühenden 
deutschen Patrioten mutiert 
und die Amerikaner davon 
überzeugt, dass auch er 
schon immer die Einheit und 
nie die Neutralität gewollt 
habe. Einen Kanzler Schar- 
ping ... Oder einen Kanzler 
Schröder ... Diese Kanzler 
hätten die historische Chan- 
ce begreifen und nutzen sol- 
len ? Kohl tat es. Er wollte die 
Einheit, under verfügte über 
das Ansehen und über das 
politische Gewicht in Ost 
und West, um sie gegen die 
Widerstände im In- und Aus- 
land durchzusetzen. Münte- 
fering spricht vom „Glück 
Kohls", damals Kanzler ge- 
wesen zu sein. Plagt ihn der 
Neid so sehr? Es war nicht 
nur das Guck eines Staats- 

mannes, sondern das einer 
ganzen Nation. 

Frankfurter Allgemeine 

UMTS-MILLIARDEN 

Goldmine geerbt 

Hans im Glück - seit sei- 
nem Amtsantritt reiht Hans 
Eichel Erfolg an Erfolg. 
Jetzt spülen ihm Privatisie- 
rungserlöse gewaltige Mehr- 
einnahmen in die Kasse. Da- 
bei wird leicht übersehen, 
dass auf dem Bund einein- 
halb Billionen DM Schulden 
lasten, die noch weiter 
wachsen werden. Allein für 
Zinsen gibt der Bund im Jahr 
mehr als 80 Milliarden DM 
aus. Die Vorgängerregie- 
rung hat Eichel aber nie hl 
nur einen Schuldenberg hin- 
terlassen, sondern mit dem 
Beschluss zur Liberalisie- 
rung der Telekom auch eine 
Goldmine aufgeschlossen. 
Daran hat Eichel ausnah- 
mesweise kein Verdienst. Als 
hessischer Ministerpräsi- 
dent hatte er zusammen mit 
seinem damaligen sächsi- 
schen Kollegen Schröder im 
Bundesrat gegen die Postre- 
form gestimmt. Handelsblatt 

EURO 

Währungsstabi 1 ität 
für Schröder 

ein Fremdwort 

Obwohl der Euro zum 1. 
Januar 1999 mit 1,18 Sei- 
nen glänzenden Start hinge- 
legt hat, hat die Regierung 
Schröder sehr rasch dieses 
Eibe verspielt. In 20Mona- 
ten hat der Euro immerhin 
fast ein Viertel seines Wer- 
tes verloren. Der Grund: 
Wichtige Reformen wurden 
zurückgenommen. Der eu- 
ropäische Stabilitätspakt 
wurde öffentlich infrage ge- 
stellt. Mit der Ökosteuer 
wurde die Wachstumsdyna- 
mik geschwächt. Oskar La- 
fontaine untergrub das Ver- 
trauen in die Deutsche Bun- 
desbank. Im Konzert mit den 
sozialistischen Regierun- 
gen in Europa wurde Indien 
eine lockere Haushaltsdis- 
ziplin gestattet und Grie- 
chenland eine zu frühe Auf- 
nahme in den Kreis der Eu- 
ro-Länder signalisiert. Für 
die Regierung Schröder 
scheint Währungsstabilität 
ein Fremdwort zu sein. 

Die Welt 
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SCHULFACH 

Richtige Vorbereitung 
aufs Leben 

Es mag ja „realitäts- 
fremd" sein, heute ein eige- 
nes Sehulfach „Wirtschaft" 
zu verlangen, wie Willi Lem- 
ke sagt, der Vorsitzende der 
Kultusministerkonferenz. 
Wer wollte schon leichten 
Herzens ein neues Fach ein- 
führen, wenn schon für die 
Unterrichtung in den beste- 
henden das Geld kaum 
reicht? Trotzdem ist es ver- 
blüffend, wie schnell die 
deutschen Kultusminister 
Sackzwänge ins Feld führen 
gegen eine Forderung, die 
an Vernünftigkeit so leicht 
nicht zu bestreiten ist. Be- 
zeichnend ist in diesem Zu- 
sammenhang, dass sich 
nicht mehr nur die Arbeitge- 
ber um das Thema kümmern, 
sondern dass sie in ihren 
Forderungen auch und aus- 
drücklich von den Gewerk- 
schaften unterstützt werden. 
Wirtschaft in der Schule ist 
keine Frage der Ideologie 
mehr, sondern eine der rich- 
tigen Vorbreitung aufs Le- 
ben.    Süddeutsche Zeitung 

VERFAHRENS- 
EINSTELLUNG 

Übereifer parteitreuer 
Staatsdiener 

Es gibt sehr deutliche In- 
dizien , dass im so genannten 
Fall Prof alia nicht alles mit 
rechten Dingen zugegangen 
ist. Kein Anlass zur Begei- 
sterung bei den üblichen 
Verschwörungstheoreti- 
kern. Denn vermutlich han- 
delt es sich dabei weniger 
um ein Staatskomplott als 
um politischen Übereifer 
parteitreuer Staatsdiener. 
Aber das ist unerheblich, 
weil der Vorgang an sich 
unerträglich ist. Wenn öf- 
fentlich der Eindruck ent- 
steht, im Kampf um die 
Macht sei alles erlaubt, 
muss man sich da wundern, 
dass auch andere versu- 
chen, mit eigenen Regeln die 
allgemein geltenden aszu- 
hebeln? Das Urteil im Fall 
des CDU-Abgeordneten 
Profalla ist eine Ohrfeige 
für die Beteiligten. Die gut- 
en Sitten verlangen in die- 
sem Fall mehr als eine deut- 
liche Bitte um Entschuldi- 
gung. Berliner Zeitung 

WELTJUGENDTAG 

Erfolg des Papstes 

Zwei Millionen Jugendli- 
che aus unterschiedlichen 
Kulturen und Nationen bete- 
ten und beichteten, jauchzten 
und jubelten Papst Johannes 
Paul II. auf dem 15. Weltju- 
gendtag zu. Sechs Tage lang 
war Rom Treffpunkt der in- 
ternationalen Jugend. Die 
Bilder gingen um die Welt: 
auf der einen Seite der kran- 
ke greise Pontifex, nunmehr 
am Ende seines Lebens ste- 
hend; und auf der anderen 
Seite die begeisterten Vertre- 
ter der Zukunft. Diese Ju- 
gendlichen waren nach Rom 
gekommen, um eine Bot- 
schaft zu erhalten. In der Hei- 
ligen Stadt konnte man es 
nochmals erfahren: Die 
Mehrzahl der Jugend welt- 
weit sehnt sich nach Werten. 
Idealen und einem morali- 
schen Halt, den sie von Poli- 
tikern und Parteien, Eltern 
und Schulen offenbar nicht 
oder nur unzureichend be- 
kommt. Der Papst vermochte 
es, den Jungen und Mädchen 
bei ihrer Suche nach dem 
Sinn zu helfen        Die Welt 
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^er (DtMeewÄMMftwRfrwk 
Ob gelb oder blau - der Rucksack ist für jede Gelegenheit ein 
praktischer Begleiter. • Für den Strand, Sport, Sauna oder auf 
Reisen macht er sich einfach unentbehrlich. • Der Seemanns- 
rucksack ist so geräumig, dass bequem Sportschuhe, Tennis- 
schläger und Sportbekleidung in ihm Platz finden. • Der Ruck- 
sack ist aus strapazierfähigem, robustem und wasserabwei- 
sendem Nylonstoff genäht. • Der rückwärtige Gurt ist ge- 

polstert, eine Innentasche 
mit Handyfach sorgt für 
ein schnelles Wiederfin- 
den der Kleinutensilien. • 
Die Ton-in-Ton-Stickerei 
unseres „CDU"-Logos 
verleiht diesen farben- 
schönen Rucksäcken eine 
elegante Note. 

Seemannsrucksack 
„blau" 
Bestell-Nr.: 9661 
Preis je Exemplar: 
34,00DM 

Seemannsrucksack 
„gelb" 
Bestell-Nr.: 9662 
Preis je Exemplar: 
34,00 DM 
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Das Kleine Ding mit der großen Leistung! 
Der Scooter ist ein praktisches Fortbewegungsmittel für 
„Klein und Groß". • Ob Sie durch die Stadt oder zur Ar- 
beit düseji, der Scooter ist Ihr handlicher Begleiter. • Be- 
quem und kinderleicht lässt er sich mit wenigen Handgrif- 
fen zusammenklappen und in dem dazugehörigen Ruck- 
sack transportieren. • Der Rucksack ist mit einem Schul- 
tergurt und einer daran mit Klettverschluss befestigten 
Handytasche versehen. • Der CDU-Scooter ist aus stabi- 
lem Aluminium und hat ein Gesamtgewicht von 3,1 kg. • 
Die Lenker-Teleskopstange ist 3-fach höhenverstellbar. • 
Die Bremse befindet sich auf dem hinteren Rad. • Der 
Scooter ist fiireinc Gesamtbelastung von 200kg ausgelegt. 
• Sie können mit dem Scooter eine Geschwindigkeit bis 
ca. 30 km/h erreichen. • Der CDU-Scooter ist in einer 
hochwertigen Materialausstattung und Verarbeitung her- 
gestellt. Er entspricht nicht nur dem vorgegebenen Stan- 
dart, sondern hat bei mehreren Vergleichstests mit anderen 
Scootern gut abgeschnitten und liegt in der Testliste auf 
dem 2. Platz. 

•XA-« 

Bestell-Nr.: 9673 
Preis jeScooter inkl. Rucksack: 170,00 DM 
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26CO2-cQ0c2AKV 170/      63 
Union   Betriebs  Gmb Q     g457 
Postfach   1190 _. _.. ,_    u     A 
53348   Rheinbach Rita    Tupper    M.A. 
pvst, Deutsche Pos   "   Cie   Politische   Meinung 
Entgelt bezahlt. R a t h a u s s 11 e e    12 

53732   Ssnkt   Aucustin 

Als neues Kleinwerbemittel wird ab heute der neue 
Ansteckpin unser Gesamtangebot ergänzen. 

Der Pin „CDU-Digits" bringt unser aktuelles Logo 
in den Vordergrund. Er ist nur 25 mm groß und lässt 
sich leicht an jede Kleidung stecken. 

Bestell-Nr.: 9440 
Preis je 100 Stück: 35,00 DM 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 02524/911310 

e-mail: 
cdii-shop@bertelsmann.de 


